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         DOI 10.21706/mr-76-4-3

         Drei Essays in diesem Heft widmen sich an konkreten Fällen der Frage nach dem Politischen
                  des Rechts. Bei Uwe Volkmann wie bei Klaus Günther geht es dabei um das immanent immer schon
            politische Verfassungsrecht, und zwar speziell um den von den meisten als mindestens
            unerwartet, wenn nicht epochal verstandenen Klima-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts
            vom 24. März 2021. Wie Volkmann zeigt,  fügt sich die Entscheidung in der Tat nur
            schwer in die Beschlusstradition des Gerichts. Dessen Grundargument, durch mangelnde
            Vorsorge in der Gegenwart würden zukünftige Freiheitschancen gemindert, findet er
            zunächst durchaus einleuchtend. Problematisch werde es allerdings bei der Frage, wie
            der hierbei zugrunde gelegte Freiheitsbegriff genau zu verstehen und vor allem zu
            verrechtlichen ist.
         

         Auch bei Klaus Günther steht die Diskussion des Freiheitsbegriffs im Zentrum. Allerdings
            interessiert ihn primär der philosophische Aspekt der Zeitlichkeit von Freiheit, anders
            formuliert: »die Fähigkeit, sich zur eigenen Zukunft verhalten zu können«. Die Voraussetzungen
            dafür sind weniger trivial, als es zunächst klingen mag, denn es gehe, so Günther,
            fundamental darum, »dass es überhaupt noch eine Zukunft gibt, in die hinein sich der
            Einzelne zwischen verschiedenen Möglichkeiten wählend entwerfen kann«. Daraus ergeben
            sich aber weitere Fragen, etwa die, wie weit in diese hinein man mit der Zukunft überhaupt
            rechnen kann.
         

         Der Politikwissenschaftler Martin Höpner bewegt sich in seiner ersten Europa-Kolumne
            auf einem anderen Feld. Bei ihm geht es um Urteile des Europäischen Gerichtshofs und
            die Grenzen einer grundsätzlich erwünschten »Integration durch das Recht«. Einige
            der Entscheidungen aus jüngerer Zeit, etwa im Familienrecht, haben nach Überzeugung
            Höpners eine Tendenz zur Überdehnung der legitimen Durchsetzungskraft der EuGH-Urteile. Erst recht gilt das aus seiner Sicht für die Neuauslegung der in Artikel 2
            des Vertrags über die Europäische Union (EUV) gesammelten »Grundsätze zum Selbstverständnis der Union«. Höpners skeptische Bilanz
            lautet daher: »Die ›Integration durch Recht‹ mag einen Punkt erreicht haben, an dem
            sie das Gegenteil dessen bewirkt, was sie eigentlich bewirken will: Desintegration
            statt Integration.«
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          Uwe Volkmann

         Im Dienst der guten Sache
         

         Anmerkungen aus Anlass des Klimabeschlusses des Bundesverfassungsgerichts

      

      
         Vorspiel
         

      

      Am 20. November 2020 strahlte die ARD im Rahmen einer Themenwoche »#WieLeben« unter dem Titel Ökozid einen Film über eine fiktive Gerichtsverhandlung aus. Man schreibt darin das Jahr
         2034; verhandelt wird die Klage von 31 Ländern des Globalen Südens, die vom Klimasünder
         Bundesrepublik Schadensersatz für die Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen verlangen;
         Ort der Szene ist der Internationale Gerichtshof, der wegen ständiger Sturmfluten
         kurzfristig von Den Haag nach Berlin umziehen musste. Auf dem Bild, mit dem der Film
         beworben wird, sieht man den Schauspieler Edgar Selge, wie er als Vorsitzender Richter
         der von Martina Eitner-Acheampong gespielten Angela Merkel sanft ins Gewissen redet:
         »Lassen sich«, so seine Frage, »tatsächlich aus den Menschenrechten Pflichten für
         die Staaten zum Umgang mit dem Klimawandel ableiten? Die Bundesregierung verneint
         dies.« Verteidigt wird sie dabei von Ulrich Tukur als arrogantem Schnösel, dem man
         kein Wort des Bedauerns für die Opfer glaubt, das routiniert über seine Lippen kommt.
         Auch Altkanzler Gerhard Schröder, erfährt man im Laufe des Films, war zur Verhandlung
         geladen, hat es aber vorgezogen, sich wegen seines angegriffenen Gesundheitszustands
         – man schreibt eben schon 2034 – in der Russischen Föderation behandeln zu lassen.
         Stattdessen treten dort unter anderem auf: ein Landwirt aus dem Brandenburgischen,
         der erzählt, wie infolge von Dürren und Waldbränden seine Rinder weggestorben sind;
         verschiedene Sachverständige aus der Wirtschaft, der EU-Kommission oder von Umweltverbänden; ein Anwalt aus Bangladesch, der über die Überschwemmungen
         in seiner Heimat informieren darf. Am Ende, es hatte sich angedeutet, wird die Bundesrepublik
         antragsgemäß verurteilt, womit auch die Ausgangsfrage beantwortet ist. Abspann. Anschließend
         wird bei Maischberger, wo nun erneut Edgar Selge Platz nimmt, schließlich war er ja
         der Richter, mit weiteren Experten noch einmal über das Ganze diskutiert. Aber was
         war es, dem wir hier beigewohnt haben?
      

      
         Bundesregierungs-Besieger
         

      

      Die für die Produktion zuständige Programmdirektorin vom Rundfunk Berlin-Brandenburg
         erläuterte anlässlich der Ausstrahlung, man habe sich zu der Idee des Ganzen von Fridays
         for Future inspirieren lassen, dann aber Sorge gehabt, bei der Ausstrahlung schon
         wieder von der Realität überholt worden zu sein; deshalb habe man den Film in die
         Zukunft verlegt. Doch die Realität, von der er handelt, ist längst da. Weltweit sind
         mittlerweile weit über tausend Gerichtsverfahren speziell zum Klimawandel geführt
         worden oder noch anhängig, die meisten davon in den Vereinigten Staaten, seit einigen
         Jahren werden es auch in Europa mehr.
      

      Die zunächst verstreuten Kläger und Initiativen haben sich mittlerweile zu einer regelrechten
         Bewegung verfestigt, die sich »Climate Justice« nennt und, im Namen klingt es an,
         zentral auf die Mobilisierung der Dritten Gewalt für ihre Ziele setzt. Die Gerichte
         sind dadurch ihrerseits zu einem wichtigen Akteur auf diesem Feld aufgestiegen, und
         mehr und mehr schieben sie sich sogar in die Führungsrolle. Als Meilenstein auf diesem
         Weg gilt aus der Rückschau eine Entscheidung des obersten Gerichts der Niederlande,
         Hoge Raad, der auf eine Klage der Nichtregierungsorganisation »Urgenda« aus Art. 2
         und 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention eine Verpflichtung der Niederlande
         postulierte, die Treibhausgasemissionen deutlich stärker zu reduzieren als ursprünglich
         vorgesehen. Es war dies weltweit das erste Mal, dass ein Staat in dieser Weise verurteilt
         wurde.
      

      Ein weiteres Großverfahren dieser Art ist derzeit vor dem Europäischen Gerichtshof
         für Menschenrechte anhängig; sechs Kinder und Jugendliche aus Portugal im Alter von
         9 bis 22 Jahren machen dort gegen die 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie
         Großbritannien, die Schweiz, Norwegen, Russland, die Türkei und die Ukraine ebenfalls
         eine Verletzung ihrer Rechte aus der Menschenrechtskonvention wegen unzureichender
         Klimaschutzanstrengungen geltend.
      

      Nun hat mit dem Bundesverfassungsgericht eines der weltweit wirkmächtigsten Verfassungsgerichte
         überhaupt, ein Rollenvorbild für viele andere, ebenfalls Position bezogen und dem
         Gesetzgeber in seinem Beschluss vom 24. März 2021 aufgegeben, in längerfristigen Zeiträumen
         zu denken und seine Klimaziele entsprechend nachzuschärfen.1 Es war ein weiterer spektakulärer Erfolg, ein Ausgang, auf den nicht einmal diejenigen
         zu hoffen gewagt hatten, die das Verfahren angestrengt hatten. »Das kam«, sagte der
         Schauspieler Hannes Jaenicke, der nicht im Film, wohl aber bei der Verfassungsbeschwerde
         der realen Welt mit von der Partie war, »völlig überraschend. Niemand von uns hat
         damit gerechnet, Bundesregierungs-Besieger zu werden.«
      

      
         Fast wie im Film
         

      

      In dem beiläufig dahingesagten Satz kommt anschaulich zum Ausdruck, was in dem Verfahren
         alles mitschwang und worum es – neben, natürlich, dem Klimaschutz – sonst noch gegangen
         sein mag: um eine Zurechtweisung der Regierenden im Namen eines höheren Ziels, um
         den sympathischen Aufstand von unten gegen eine ignorante Politik, in alledem vielleicht
         auch um ein Stück des alten Kampfs von David gegen Goliath. Hervor tritt dies schon
         in der Art und Weise, in der das Verfahren betrieben und begleitet worden ist. Maßgeblich
         initiiert, koordiniert und zu einem erheblichen Teil auch finanziert wurden die Verfassungsbeschwerden
         von verschiedenen Umweltverbänden: Greenpeace, Germanwatch und der Deutschen Umwelthilfe,
         die teils auch selbst als Beschwerdeführer auftraten.
      

      Einer von ihnen, die Deutsche Umwelthilfe, erklärt auf ihrer Homepage, was den Anstoß
         dazu gab: Der Brief eines elfjährigen Mädchens, so erfährt man, habe alles ausgelöst.
         Man kann ihn dort bis heute im Original nachlesen. Sie gehe, schrieb das Mädchen,
         in die sechste Klasse und finde es schlimm, wie wenig die Politiker gegen den Klimawandel
         tun; deshalb wolle sie die Bundesregierung verklagen und bitte um Unterstützung: damit
         »die Menschen in 100 oder 150 Jahren noch wissen, was Schnee ist«.
      

      Andere, wie Greenpeace, präsentieren ausgewählte Kläger im Porträt: »Diese jungen
         Menschen ziehen für mehr Klimaschutz vor das Bundesverfassungsgericht.« Vorgestellt
         werden, jeweils mit Namen und Bild: vier Geschwister aus einer Landwirtsfamilie der
         Nordseeinsel Pellworm, die, wie hier ebenfalls zu lesen, 2017 schon einmal komplett
         überflutet war; ein neunzehnjähriger Schüler aus Langeoog, der dort einmal den elterlichen
         Hotelbetrieb übernehmen will; eine Studentin der Geografie als »Deutschlands bekannteste
         Klimaaktivistin«; zuletzt und ähnlich wie im Film ein Jungbauer aus dem Brandenburgischen,
         dessen Tiere dort bereits jetzt unter Dürre und Hitze leiden.
      

      Eine weitere Gruppe von Beschwerdeführern kam aus Bangladesch und Nepal, vertreten
         wurden sie wie andere auch von einer der renommiertesten deutschen Anwaltskanzleien
         auf diesem Gebiet. In der Beschwerdeschrift, die ebenfalls im Netz abrufbar ist, finden
         sich zu jedem Einzelnen ein kleines Foto und ein paar biografische Angaben: gedrängte
         Zusammenfassungen eines ganzen Lebens. Man liest von der Bewohnerin eines Armenviertels
         von Dhaka, die durch Überflutungen aus ihrem Dorf vertrieben wurde und nun vom armseligen
         Gehalt ihres Mannes leben muss, man sieht den nur mit einem Lendenschurz bekleideten
         Arbeiter einer Fischfarm, der mit der Versalzung des Grundwassers zu kämpfen hat,
         man blickt in das Gesicht des Bergbauern vom Stamm der Tamang, der wegen der Zerstörung
         seines Hauses durch einen Waldbrand mit seiner Familie bis heute in einer provisorischen
         Hütte leben muss. Was wollen sie uns sagen?
      

      
         Inszenierungen
         

      

      Jedenfalls sprechen sie nicht oder jedenfalls nicht in erster Linie zum Gericht: Gerichte
         interessieren sich regelmäßig nicht dafür (oder sollten es jedenfalls nicht), wie
         ihre Kläger aussehen und was sich alles sonst an Schicksal bei ihnen aufgetürmt hat;
         und wo die Lebensgeschichte gleichwohl von Relevanz ist, müssten sie ihr auf den Grund
         gehen und sie auf ihren Wahrheitsgehalt hinterfragen. Stattdessen sprechen die Blicke
         wesentlich zu uns, zu einer breiteren Öffentlichkeit, von der das Gericht seinerseits
         wiederum ein Teil ist. Insofern haben wir es hier nicht nur mit einem Verfahren zu
         tun, sondern zugleich mit der öffentlichen Inszenierung eines solchen. Damit fügt
         es sich in eine Form der Prozessführung, die in den letzten Jahren immer weiter professionalisiert
         worden ist und sich mittlerweile ihrerseits zu einem eigenen Typus verfestigt hat,
         der »strategic litigation« genannt wird: als, wie es auf einer einschlägigen Internetseite
         heißt, Versuch, »weitreichende gesellschaftliche Veränderungen über die Einzelklage
         hinaus zu bewirken«.2

      Auch zahlreiche andere Fälle vor dem Bundesverfassungsgericht der jüngeren Zeit lassen
         sich ihm zuordnen: Hinter den Klagen gegen Verschärfungen der Polizei- und Sicherheitsgesetze
         stand und steht regelmäßig die »Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V.«, die gerade
         zu diesem Zweck gegründet wurde und ein »Besseres Recht durch strategische Klagen«
         zu ihrem Vereinsmotto hat; die Klage zur Anerkennung eines dritten Geschlechts im
         Personenstandsrecht war betrieben von einer »Kampagne für eine dritte Option«, die
         sich mittlerweile offenbar aufgelöst hat, nachdem sie ihre Ziele durch das Urteil
         erreicht sah.
      

      Die Suche nach den Anfängen führt indes zurück in die US-amerikanische Bürgerrechtsbewegung, in die Zeiten von Martin Luther King und Rosa
         Parks, die sich weigerte, ihren für Weiße reservierten Sitzplatz in einem Bus zu räumen,
         und dafür von der Polizei festgenommen wurde. Einen ihrer wichtigsten Siege trug die
         Bewegung schon damals vor Gericht davon, als sie gegen die Rassentrennung an öffentlichen
         Schulen vorging. In der Rechtssache Brown v. Board of Education erklärte der Supreme
         Court diese schließlich für verfassungswidrig und verabschiedete sich dabei zugleich
         von seiner früheren, im Kern rassistischen Doktrin »separate but equal«. Das Urteil
         hat heute geradezu ikonische Bedeutung, weltweit dürfte es das einzige seiner Art
         sein, für das eigens eine nationale Gedenkstätte errichtet worden ist, und zum fünfzigjährigen
         Jubiläum sagte der damalige Präsident George W. Bush, es habe Amerika für immer zum
         Besseren verändert: »That was a day of justice – and it was a long time coming.« Auch
         dieses Verfahren war maßgeblich von einer Aktivistenorganisation getragen, auch hier
         waren die Kläger und die Fälle, die vor Gericht gebracht wurden, gezielt ausgesucht,
         auch hier waren die Prozesse Teil einer langfristigen Strategie, die auf die Verbesserung
         der Lebensbedingungen der schwarzen Amerikaner insgesamt zielte.
      

      Neben die Mobilisierung der Massen auf der Straße, aber auch neben den Akt des zivilen
         Ungehorsams, wie er sich in Rosa Parks’ Aufstand gegen ein ungerechtes Gesetz verkörpert,
         tritt auf diese Weise gleichberechtigt der Rechtsweg. In einer gemäßigten Variante
         lässt sich dieses Nebeneinander heute auch bei Fridays for Future beobachten, nur
         dass es statt um die Übertretung einer mit Gefängnisstrafe bewehrten Norm um eine
         Selbstdispensierung von der Schulpflicht geht, von der man stillschweigend erwartet,
         dass sie angesichts des öffentlichen Echos, das sie gefunden hat, und der hehren Ziele,
         für die man eintritt, sanktionslos bleibt. Während so das eine Recht gebrochen wird,
         ruft man aber auch zugleich ein anderes und besseres Recht an, das über diesem steht:
         eine Vorstellung politischer Gerechtigkeit, die man in der Verfassung, in allgemeinen
         Postulaten des Völkerrechts oder sonst wo aufgehoben sehen kann, aber jedenfalls nicht
         in der mangelhaften Gestalt eines konkreten positiven Gesetzes.
      

      
         Die gute Sache
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